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Stammrechtssatz 

Den Richtlinien des UNHCR ist bei der Prüfung der Anträge besondere Beachtung zu schenken 
("Indizwirkung"). Diese Indizwirkung bedeutet zwar nicht, dass die Asylbehörden bzw. das BVwG in 
Bindung an entsprechende Empfehlungen in den Richtlinien internationalen Schutz gewähren müssten. 
Allerdings haben die Asylbehörden (und dementsprechend auch das BVwG) sich mit den 
Stellungnahmen, Positionen und Empfehlungen in den Richtlinien des UNHCR auseinanderzusetzen und, 
wenn sie diesen nicht folgen, begründet darzulegen, warum und gestützt auf welche gegenständlichen 
Berichte sie zu einer anderen Einschätzung der Lage im Herkunftsstaat gekommen sind. Gleiches gilt für 
die einschlägigen Länderrichtlinien der EUAA (vgl. etwa VwGH 19.3.2024, Ra 2022/18/0326, mwN). In 
seiner jüngeren Rechtsprechung hat der VwGH zu dieser Berücksichtigungspflicht auch auf die 
mittlerweile in Kraft getretene Verordnung (EU) 2021/2303 hingewiesen, deren Art. 11 Abs. 3 vorsieht, 
dass bei der Prüfung von Anträgen auf internationalen Schutz einschlägige Länderrichtlinien der EUAA 
von den Mitgliedstaaten zu berücksichtigen sind (vgl. VwGH 29.8.2023, Ra 2022/18/0193; 6.6.2024, Ra 
2024/18/0199). 
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